


und angemessen zugehen muss. 

Kommt  nun  also  im  Zusammenhang  mit
einer Leitungsanweisung die Frage „Dürfen
die das ?“ auf, ist zunächst einmal ein Blick
in  den  Dienstvertrag  zu  werfen,  ob  dort
eine  anderweitige  Regelung  getroffen
wurde.  Hier  ist  z.B.  denkbar,  dass
MitarbeiterInnen  während  der  Einstellung
ganz  bestimmte   Arbeitszeiten  verhandelt
haben. 

Als  nächstes   sollte  der  Blick  in  die
Stellenbeschreibung   folgen.  Hier  ist
weitgehend  der  Inhalt  der  Arbeitsleistung
beschrieben.  Leistungen,  die  hier  nicht
erfasst sind, müssen demnach auch nicht
erbracht werden.

Danach sollten die AVR zu Rate gezogen
werden,  die  durch  Erwähnung  im
Dienstvertrag  zum  Bestandteil  des
Dienstvertrages  geworden  sind.
(Anmerkung:  Die  AVR  sind  kein
Tarifvertrag,  wenngleich  diese  faktisch  so
wirken.) Hier  ist  vieles  geregelt,  was  das
Direktionsrecht  des  Arbeitgebers  weiter
einschränkt.  So finden wir  hier  zahlreiche
Bestimmungen  zur  zeitlichen  Gestaltung
der  Arbeitsbedingungen.  Zu  guter  Letzt
haben wir Gesetze und Verordnungen des
Bundes  und  des  Landes,  in  denen
beispielsweise  die  ganze  Palette  des
Arbeits- und Gesundheitsschutzes geregelt
ist. 

Wenn bis hierher zu einer Anweisung des
Arbeitgebers  nichts  Gegenteiliges
gefunden  wurde,  ist  anzunehmen,  dass
diese  auch  rechtmäßig  ist.  So  gibt  es
nirgendwo  Regelungen  über
Bekleidungsvorschriften  (ausgenommen
Arbeitsschutzkleidung),  so  dass  es  z.B.
grundsätzlich  denkbar  wäre,  in  Betrieben
wie  unserem  eine  einheitliche
Dienstbekleidung  einzuführen.
(Anmerkung: Das ist weder geplant, noch
diskutiert.  Das  dient  nur  der
Veranschauung)

Ganz am Ende der rechtlichen Beurteilung
einer  Leistungsanweisung  bleibt  noch  die
Frage,  ob  diese  auch  dem  „billigen
Ermessen“  entspricht.  Um  beim  Beispiel

der fiktiven Dienstbekleidung zu bleiben: Es
würde  dem  „billigen  Ermessen“  nicht
entsprechen,  alle  MitarbeiterInnen  im
Sandmännchen-Kostüm  arbeiten  zu
lassen. 

Aus der Rechtsprechung

Es grüßt Euch die MAV    ■

Ein Arbeitnehmer ist während der Pause nur 
dann gesetzlich unfallversichert, wenn er in der 
Pause mit der Motivation zur 
Nahrungsaufnahme unterwegs gewesen ist; 
wird dieser Weg wegen anderer privater 
Angelegenheiten unterbrochen, entfällt der 
Versicherungsschutz. Dies hat das 
Landessozialgericht (LSG) Darmstadt entschieden 
(Az.: L 3 U 225/10).

In dem verhandelten Fall stürzte eine 52-jährige 
Sekretärin in der Mittagspause auf einer Treppe an 
der Hauptwache in Frankfurt am Main. Dabei zog 
sich die Frau eine Halsmarkquetschung zu. Die 
Berufungsgenossenschaft lehnte die daraufhin 
geforderte Entschädigung mit der Begründung ab, 
dass sich die Verletzte zum Unfallzeitpunkt auf 
dem Weg zu einer Reinigung befunden habe, um 
dort Kleidungsstücke abzuholen. Diese private 
Verrichtung habe während der Mittagspause im 
Vordergrund gestanden, so dass die verunglückte 
Frau zum Unfallzeitpunkt keiner versicherten 
Tätigkeit nachgegangen sei. Dies ergebe sich aus 
den Angaben der verletzten Frau gegenüber einer 
Mitarbeiterin der Berufungsgenossenschaft wenige 
Tage nach dem Unfall.
Die Frau hatte bei ihrer Klage argumentiert, dass 
sie sich auf die entsprechende Treppe in eine 
andere Etage begeben hatte, um in einem neben 
der Reinigung gelegenen Fastfood-Restaurant zu 
essen. (Quelle n-tv.de)

Cre
at
ed

 in
 M

as
te
r P

DF 
Ed

ito
r


